
 

 

Habilitationsordnung 

des Fachbereichs 09 - Philologie 

vom 10.12.2020 

 

Aufgrund des § 68 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des Hochschulzukunftsgesetzes vom 14. September 2014 

hat die Westfälische Wilhelms-Universität folgende Ordnung erlassen: 
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§ 1 

Zweck der Habilitation 

Die Habilitation dient der förmlichen Feststellung der Fähigkeit, ein wissenschaftliches Fachgebiet 

selbständig und verantwortlich in Forschung und Lehre zu vertreten (Lehrbefähigung). Mit der Ha-

bilitation erwirbt die Habilitandin/der Habilitand die Lehrbefugnis (venia legendi) in dem Fachge-

biet, für das die Lehrbefähigung ausgesprochen wird, und das Recht, die Bezeichnung „Privatdo-

zentin“/“Privatdozent“ zu führen. 
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§ 2 

Zulassungsvoraussetzungen 

 

Voraussetzungen für die Zulassung zur Habilitation sind:  

1. eine besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die durch eine in der Regel qualifi-

zierte Promotion an einer wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Hoch-

schulrahmengesetzes oder eine als gleichwertig anerkannte akademische Qualifikation an 

einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule nachzuweisen ist;  

2. eine weitergehende wissenschaftliche Tätigkeit nach der Promotion und in der Regel Lehrer-

fahrungen im Bereich der Hochschule oder vergleichbarer Einrichtungen;  

3. die Vorlage einer schriftlichen Habilitationsleistung;  

4. dass die Bewerberin/der Bewerber nicht anderweitig in einem sich auf dasselbe Fachgebiet 

oder ein ähnliches Fachgebiet beziehenden Habilitationsverfahren steht oder nicht bereits 

zweimal in einem sich auf dasselbe Fachgebiet oder ein ähnliches Fach beziehenden Habili-

tationsverfahren an einer wissenschaftlichen Hochschule erfolglos geblieben ist;  

5. dass die Bewerberin/der Bewerber im Besitz der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 

ist und nicht durch rechtskräftiges Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer Straftat ver-

urteilt worden ist, bei deren Begehung sie/er ihre/seine wissenschaftliche Qualifikation 

missbraucht hat, oder wegen einer Straftat (§ 12 Abs. 1 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von 

einem Jahr oder darüber verurteilt worden ist; 

6. die Bereitschaft einer Professorin/eines Professors des Fachbereichs Philologie, das Habili-

tationsverfahren zu betreuen und der Habilitationskommission als Vorsitzende/r anzugehö-

ren. 

Über die Gleichwertigkeit gemäß Nr. 1 entscheidet der Fachbereichsrat. In Zweifelsfällen ist ein Gut-

achten der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen einzuholen.  

 

 

§ 3 

Habilitationsantrag 

 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Habilitation muss die genaue Angabe des Fachgebiets enthalten, 

für das die venia legendi angestrebt wird. Dem Antrag sind beizufügen:  

1. ein ausführlicher Lebenslauf, der besonders über den wissenschaftlichen Werdegang 

und die Lehrtätigkeit der Bewerberin/des Bewerbers Auskunft gibt;  

2. Zeugnisse über die abgelegten Hochschulprüfungen, Staatsexamen oder vergleichbare 

Prüfungen;  

3. Nachweise über die Tätigkeiten im Sinne von § 2 Nr. 2;  

4. die Promotionsurkunde oder der Nachweis über den Erwerb einer dem Doktorgrad 

gleichwertigen ausländischen Qualifikation sowie ggf. Zeugnisse über andere abgelegte 

Prüfungen;  

5. die Dissertation oder gegebenenfalls die der auswärtigen Qualifikation gemäß Nr. 4 zu-

grunde liegende Arbeit;  
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6. eine Liste aller wissenschaftlichen Veröffentlichungen und zur Veröffentlichung ange-

nommenen Arbeiten mit je einem Belegexemplar, auf Antrag auch in elektronischer 

Form;  

7. die Habilitationsschrift oder die als kumulative Habilitationsleistung eingereichten 

Schriften in mindestens fünf Exemplaren und einer digitalen Version;  

8. das Einverständnis, dass mindestens ein Exemplar der Habilitationsschrift oder der als 

kumulative Habilitationsleistung eingereichten Schriften im Dekanat verbleibt;  

9. eine Erklärung der Bewerberin/des Bewerbers, ob sie/er bereits einen oder mehrere Ha-

bilitationsversuche unternommen hat und gegebenenfalls welches das Thema der Ha-

bilitationsschrift war;  

10. eine Erklärung darüber, ob die Bewerberin/der Bewerber vorbestraft ist und ob gegen 

sie/ihn ein gerichtliches Strafverfahren oder ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt-

schaft anhängig  

ist.  

(2) Dem Antrag kann eine Liste mit drei unterschiedlichen Themen für den wissenschaftlichen Vor-

trag sowie mit einem Vorschlag für die Abhaltung der studiengangsbezogenen Lehrveranstal-

tung beigelegt werden. Die eingereichten Vorschläge sollen jeweils durch ein kurzes Abstract 

erläutert werden und dürfen nicht mit der Dissertation und der schriftlichen Habilitationsleis-

tung thematisch übereinstimmen. Werden diese Vorschläge nicht dem Antrag beigelegt, so 

fordert die Dekanin/der Dekan die Bewerberin/den Bewerber auf, diese bis spätestens zu der 

Frist, die für den Eingang der Gutachten gem. § 9 bestimmt wurde, einzureichen. Dem Antrag 

können außerdem Ergebnisse von studentischen Lehrevaluationen beigelegt werden. Werden 

diese Ergebnisse nicht dem Antrag beigelegt, weist die Dekanin/der Dekan die Bewerbe-

rin/den Bewerber darauf hin, dass eine Beratung und Entscheidung darüber, ob auf eine stu-

diengangsbezogene Lehrveranstaltung verzichtet werden kann, nur erfolgt, wenn die Evalua-

tionsergebnisse bis spätestens zu der Frist, die für den Eingang der Gutachten gem. § 9 be-

stimmt wurde, eingereicht werden.  

 

§ 4 

Habilitationsleistungen 

 

(1) Die Habilitation erfolgt aufgrund einer von der Bewerberin/vom Bewerber verfassten wissen-

schaftlichen Arbeit (Habilitationsschrift), der Abhaltung einer studiengangsbezogenen Lehr-

veranstaltung und eines wissenschaftlichen Vortrages mit anschließendem Kolloquium. Der 

Fachbereichsrat kann entscheiden, dass die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung nicht 

durchzuführen ist. Voraussetzung hierfür ist: Die Bewerberin/Der Bewerber hat in den fünf Jah-

ren vor Antragstellung mindestens sechs Semester Lehre im Umfang von jeweils mindestens 

zwei Semesterwochenstunden durchgeführt und mindestens vier dieser Lehrveranstaltungen 

wurden, verteilt über einen Zeitraum von mindestens drei Semestern, im Rahmen der studen-

tischen Lehrveranstaltungsbewertung positiv evaluiert. Eine Evaluierung wird als positiv be-

wertet, wenn mindestens der nach Lehrveranstaltungsform differenzierte Durchschnittswert 

der Evaluierungen des jeweils gleichen Semesters auf Fachbereichsebene erreicht wird.  
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(2) Die Habilitationsschrift muss eine selbstständige wissenschaftliche Leistung in dem Fachge-

biet sein, für das die Habilitation angestrebt wird, und einen wesentlichen Fortschritt der wis-

senschaftlichen Erkenntnisse darstellen. Als Habilitationsschrift gilt auch eine wissenschaft-

liche Arbeit, die die Bewerberin/der Bewerber als Mitglied einer Forschergruppe unter wesent-

licher eigener Beteiligung ausgeführt hat. In diesem Fall müssen die von der Bewerberin/vom 

Bewerber verfassten Teile als solche gekennzeichnet und von der Leiterin/dem Leiter der For-

schergruppe und den Mitautorinnen/Mitautoren gegengezeichnet werden und den Anforde-

rungen des Satzes 1 genügen. Die Habilitationsschrift soll in deutscher Sprache abgefasst 

sein. Sie kann auf Antrag in einer anderen Sprache abgefasst werden. In diesem Fall ist eine 

Zusammenfassung der Arbeit in deutscher Sprache vorzulegen. Über den Antrag entscheidet 

der Fachbereichsrat. Die Habilitationsschrift soll sich auf einen anderen Gegenstandsbereich 

beziehen als die Dissertation. 

(3) An die Stelle der Habilitationsschrift kann eine kumulative Habilitation treten. Der Kumulus 

muss folgende Mindestanforderungen erfüllen:  

1. Er muss aus mehreren, in einem thematischen Zusammenhang stehenden wissen-

schaftlichen Arbeiten bestehen, die zusammen einer Habilitationsschrift im Sinne von 

§ 4 Abs. 2 gleichwertig sind. Über die Gleichwertigkeit entscheidet die Habilitations-

kommission.  

2. Veröffentlichungen, die zu einer kumulativen Habilitation eingereicht werden, müssen 

zusammen mit einer Zusammenfassung gebunden eingereicht werden. 

3. Die Dissertation sowie aus ihr unmittelbar resultierende Veröffentlichungen können 

nicht Bestandteil der schriftlichen Habilitationsleistung sein. 

4. Die schriftlichen Leistungen werden in der Regel in deutscher Sprache vorgelegt. Aus-

nahmen genehmigt der Fachbereichsrat auf Antrag der Bewerberin/des Bewerbers. 

Werden schriftliche Leistungen vorgelegt, die in einer anderen als der deutschen Spra-

che verfasst worden sind, ist eine deutschsprachige Zusammenfassung beizufügen. 

5. Werden Arbeiten in Koautorschaft vorgelegt, so muss eine verbindliche Erklärung über 

die Arbeit vorgelegt werden, in dem der eigene Anteil von dem der Koautorinnen/Koau-

toren abgegrenzt wird. 

(4) Durch die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung hat die Bewerberin/der Bewerber nach-

zuweisen, dass sie/er über die für die Durchführung akademischer Lehre erforderliche Befähi-

gung verfügt. Die studiengangsbezogene Lehrveranstaltung kann bei Bewerberinnen/Bewer-

bern, die am Fachbereich lehren, eine im Rahmen ihrer Lehrverpflichtung angebotene Veran-

staltung sein. Sie kann auch in Form einer öffentlichen Probevorlesung stattfinden, an die sich 

eine vertiefende Diskussion mit den Studierenden anschließt. Die studiengangsbezogene 

Lehrveranstaltung muss in jedem Fall vor dem wissenschaftlichen Vortrag mit Kolloquium 

stattfinden. Sie soll die Dauer von 90 Minuten nicht überschreiten. 

(5) Der wissenschaftliche Vortrag stellt Ergebnisse eigener wissenschaftlicher Arbeit dar; er er-

gänzt die schriftliche Habilitationsleistung. Er stellt zugleich die Fähigkeit unter Beweis, über 

einen wissenschaftlichen Gegenstand knapp und verständlich zu referieren. 

(6) Das Kolloquium soll sich auf den Habilitationsvortrag beziehen. In ihm hat die Bewerberin/der 

Bewerber nachzuweisen, dass sie/er befähigt ist, Gegenstände und Probleme aus dem Be-

reich der von ihr/ihm angestrebten venia legendi angemessen zu erörtern. 
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§ 5 

Beschlussfassungen 

 

(1) Über die Habilitation entscheidet der Fachbereichsrat des Fachbereichs 09 - Philologie in 

nichtöffentlicher Sitzung. Bei den Beschlussfassungen haben alle Professorinnen/Professo-

ren aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer sowie die sonstigen habilitier-

ten Mitglieder des Fachbereichsrats Stimmrecht; die übrigen Mitglieder wirken beratend mit. 

Darüber hinaus sind alle Professorinnen/Professoren aus der Gruppe der Hochschullehrerin-

nen/Hochschullehrer des Fachbereichs berechtigt, an den Entscheidungen des Fachbereichs-

rats in Habilitationsangelegenheiten beratend mitzuwirken. 

(2) Der Fachbereichsrat ist berechtigt, zu Habilitationen Professorinnen/Professoren anderer 

Fachbereiche der Westfälischen Wilhelms-Universität und anderer wissenschaftlicher Hoch-

schulen beratend hinzuzuziehen. 

(3) Entpflichtete oder in den Ruhestand versetzte Professorinnen/Professoren sind berechtigt, an 

der Aussprache im Fachbereichsrat teilzunehmen, wenn sie zu Gutachterinnen/Gutachtern be-

stellt wurden und ein Gutachten erstellt haben. 

(4) Der Fachbereichsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der gewählten stimmberech-

tigten Mitglieder anwesend ist. In Habilitationsangelegenheiten fasst er seine Beschlüsse mit 

einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

(5) Abstimmungen im Fachbereichsrat über Habilitationsleistungen sind offen. Enthaltungen sind 

unzulässig. 

 

§ 6 

Eröffnung des Verfahrens 

 

(1) Über die Eröffnung oder Nichteröffnung des Habilitationsverfahrens entscheidet der Fachbe-

reichsrat aufgrund des Berichts der/des das Verfahrens gemäß § 2 Punkt 6 betreuenden Pro-

fessorin/Professors. 

 

(2) Das Gesuch um Zulassung zum Habilitationsverfahren ist abzulehnen, wenn  

1. die Bewerberin/der Bewerber die Voraussetzungen des § 2 nicht erfüllt;  

2. die Unterlagen nach § 3 trotz Aufforderung zur Ergänzung nach Ablauf einer angemesse-

nen Frist unvollständig sind;  

3. die Bewerberin/der Bewerber in wesentlichen Punkten unrichtige Angaben gemacht hat;  

4. das Fachgebiet im Fachbereich nicht in Forschung und Lehre vertreten ist.  

(3) Die Ablehnung ist der Bewerberin/dem Bewerber von der Dekanin/vom Dekan, mit einer Be-

gründung und einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen, schriftlich mitzuteilen. Gegen die Ent-

scheidung des Fachbereichsrats kann Widerspruch eingelegt werden. Über den Widerspruch 

entscheidet der Fachbereichsrats nach Anhörung der Bewerberin/des Bewerbers. Der Wider-

spruchsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzustel-

len. 
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(4) Solange der Dekanin/dem Dekan noch kein Gutachten im Sinne des § 9 vorliegt, kann die Be-

werberin/der Bewerber ohne Angabe von Gründen vom Verfahren zurücktreten. Für einen 

Rücktritt nach diesem Zeitpunkt gilt das abgebrochene Verfahren nur dann nicht als geschei-

terter Habilitationsversuch,  

wenn schwerwiegende persönliche oder sachliche Gründe geltend gemacht werden und kein 

ablehnendes Gutachten vorliegt. Die Entscheidung trifft der Fachbereichsrat; Abs. 3 gilt ent-

sprechend. Die Rücktrittserklärung hat schriftlich bei der Dekanin/beim Dekan zu erfolgen. 

Maßgebend für die Rechtzeitigkeit ist das Datum des Poststempels oder - bei nicht postali-

scher Beförderung – der Eingangsvermerk des Dekanats. 

(5) Mindestens vierzehn Tage vor Eröffnung des Verfahrens soll die schriftliche Habilitationsleis-

tung im Dekanat ausgelegt werden, um den Mitgliedern des Fachbereichsrats und den Profes-

sorinnen/Professoren des Fachbereichs die nötige Sachkenntnis für die Entscheidung über die 

Gutachterinnen/Gutachter zu vermitteln. 

 

§ 7 

Gutachterinnen/Gutachter 

 

 Wird das Habilitationsverfahren eröffnet, bestellt der Fachbereichsrat unverzüglich mindestens 

vier Gutachterinnen/Gutachter. Mindestens eine Gutachterin/ein Gutachter soll einer anderen 

wissenschaftlichen Hochschule im In- oder Ausland angehören. Mindestens zwei Gutachterin-

nen/Gutachter sollen Vertreterinnen/Vertreter jenes Fachgebiets sein, für das die Bewerbe-

rin/der Bewerber die Lehrbefähigung anstrebt. Wird das Fachgebiet im Fachbereich nur durch 

eine Professorin/einen Professor vertreten, so wird diese/dieser zur Gutachterin/zum Gutach-

ter bestellt. Zu Gutachterinnen/Gutachtern sollen Professorinnen/Professoren oder Habili-

tierte oder entpflichtete oder in den Ruhestand versetzte Professorinnen/Professoren bestellt 

werden. 

 

 

 

§ 8 

Habilitationskommission 

 

(1) Zur Beurteilung der Habilitationsleistung setzt der Fachbereichsrat eine Kommission ein, der 

mindestens acht Professorinnen/Professoren aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen/Hoch-

schullehrer des Fachbereichs mit Stimmrecht und je zwei Mitglieder aus der Gruppe der Stu-

dierenden und der Akademischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter des Fachbereichs mit beraten-

der Stimme angehören. Die Betreuerin/der Betreuer des Verfahrens soll der Kommission als 

stimmberechtigtes Mitglied angehören. Die der Kommission angehörenden Professorin-

nen/Professoren sollen aus mindestens drei verschiedenen Fächern des Fachbereichs stam-

men. Das Fachgebiet, in dem die Habilitation angestrebt wird, muss durch Professorinnen und 

Professoren aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer in der Kommission 

angemessen vertreten sein. Die Gutachterinnen /Gutachter, soweit sie nicht zu Mitgliedern der 

Kommission gewählt wurden, und die übrigen Professorinnen und Professoren des Fachbe-

reichs haben das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen der Kommission teilzuneh-

men. Der Fachbereichsrat bestellt eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden sowie ihre/seine Stell-
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vertretung aus dem Kreis der Professorinnen/Professoren der Kommission. Zur/zum Vorsitzen-

den soll die Betreuerin/der Betreuer gem. § 2 Punkt 6 bestellt werden. Die Kommission fasst 

ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder. 

(2) Die Habilitationskommission erstellt aufgrund der vorliegenden Gutachten und ihrer Beratun-

gen für den Fachbereichsrat einen Bericht, der eine eindeutige Empfehlung über die Annahme 

oder Ablehnung der Arbeit enthalten soll. Die Habilitationskommission kann dem Fachbe-

reichsrat die Einholung weiterer Gutachten empfehlen. Mitglieder der Kommission, die nicht 

selber Gutachterin/Gutachter sind und die den Gutachten oder der Mehrheit der Gutachten 

nicht folgen wollen, müssen die Gründe für ihre Auffassung schriftlich niederlegen. Mitglieder 

der Habilitationskommission, die nicht Gutachter/Gutachterinnen sind, erhalten eine elektro-

nische Version der schriftlichen Habilitationsleistung. 

(3) Die Habilitationskommission macht dem Fachbereichsrat einen Vorschlag zum Thema des 

wissenschaftlichen Vortrags.  

 

 

§ 9 

Gutachten 

 

Der Fachbereichsrat setzt im Benehmen mit den Gutachterinnen/Gutachtern Fristen für die Er-

stellung der schriftlichen Gutachten fest. Die Frist für die Erstellung der Gutachten soll einen 

Zeitraum von insgesamt zwölf Wochen nicht überschreiten. Jedes Gutachten nimmt zu der 

Frage Stellung, ob die Anforderungen nach § 4 Abs. 2 bzw. 3 erfüllt sind, und enthält ein Votum 

für oder gegen die Annahme der schriftlichen Habilitationsleistung. Das Votum ist eingehend 

zu begründen. Bei Fristüberschreitung kann die Dekanin/der Dekan eine neue Gutachterin/ei-

nen neuen Gutachter bestimmen. 

 

 

§ 10 

Auslage der schriftlichen Habilitationsleistung 

 

(1) Die Dekanin/der Dekan legt die schriftliche Habilitationsleistung mit allen erstatteten Gut-

achten und dem Bericht der Habilitationskommission für eine von ihr/ihm zu bestimmende 

angemessene Frist, die drei Wochen nicht überschreiten darf, im Dekanat zur Einsicht aus 

und macht den Mitgliedern des Fachbereichsrats, den Mitgliedern der Habilitationskommis-

sion und den Professorinnen/Professoren des Fachbereichs hiervon schriftliche Mitteilung. 

Innerhalb der Frist können die Unterlagen von den Mitgliedern des Fachbereichsrats, den 

Mitgliedern der Habilitationskommission und den Professorinnen/Professoren des Fachbe-

reichs eingesehen werden. Die Gutachten sind von allen Einsichtnehmenden vertraulich zu 

behandeln. 

(2) Die Mitglieder des Fachbereichsrats und die Professorinnen/Professoren des Fachbereichs 

sind berechtigt, schriftlich Stellung zu nehmen. Stellungnahmen, die gegen die Annahme der 

schriftlichen Habilitationsleistung votieren (Einsprüche), sind ausführlich zu begründen und 

werden dem Fachbereichsrat binnen einer Woche nach Beendigung der Auslagefrist über die 

Dekanin/den Dekan vorgelegt. Bestimmt die Dekanin/der Dekan für die Auslage gemäß Abs. 
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1 eine Frist von drei Wochen, so kann sie/er zugleich festlegen, dass Einsprüche bereits in-

nerhalb der Auslagefrist eingereicht werden müssen. 

 

 

§ 11 

Entscheidung über die schriftliche Habilitationsleistung 

 

(1) Nach Ablauf der Einspruchsfrist entscheidet der Fachbereichsrat in der darauffolgenden Sit-

zung auf der Grundlage der Gutachten über die Annahme oder Ablehnung der vorgelegten 

schriftlichen Habilitationsleistung. Stimmabgaben, die vom mehrheitlichen Votum der Gut-

achten abweichen, sind schriftlich zu begründen. 

(2) Der Fachbereichsrat kann die Entscheidung zurückstellen, wenn die Mehrheit der stimmbe-

rechtigten Mitglieder die Einholung weiterer Gutachten für notwendig hält. Mehr als zwei wei-

tere Gutachten dürfen in der Regel nicht eingeholt werden. § 10 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. 

Auf der Basis aller eingeholten Gutachten entscheidet der Fachbereichsrat neu. 

(3) Wird die schriftliche Habilitationsleistung abgelehnt, so ist die Habilitation gescheitert. Die 

Ablehnung ist der Bewerberin/dem Bewerber von der Dekanin/vom Dekan, mit einer Begrün-

dung und einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen, schriftlich mitzuteilen; § 6 Abs. 3 Sätze 2 

bis 4 gilt entsprechend. 

 

 

§ 12 

Studiengangsbezogene Lehrveranstaltung, wissenschaftlicher Vortrag mit Kolloquium 

 

(1) Hat der Fachbereichsrat die Annahme der schriftlichen Leistung beschlossen, so sucht er in 

derselben Sitzung auf Vorschlag der Habilitationskommission aus den gemäß § 3 Abs. 2 für 

den Vortrag vorgeschlagenen Themen das Thema des wissenschaftlichen Vortrags aus. Der 

Fachbereichsrat kann ein seiner Meinung nach ungeeignetes Thema mit der Aufforderung, ein 

anderes Thema zu benennen, zurückgeben. Zudem befindet er darüber, ob auf eine studien-

gangsbezogene Lehrveranstaltung nach § 4 Abs. 1 verzichtet werden soll. Ist die studien-

gangsbezogene Lehrveranstaltung durchzuführen, beauftragt der Fachbereichsrat mindestens 

drei stimmberechtigte Mitglieder sowie die studentischen Mitglieder der Habilitationskommis-

sion, an der studiengangsbezogenen Lehrveranstaltung teilzunehmen und über sie zu berich-

ten. Ein nach Meinung des Fachbereichsrats ungeeignetes Thema kann mit der Aufforderung, 

ein anderes Thema zu benennen, zurückgegeben werden. 

(2) Die Dekanin/der Dekan bestimmt einen Termin innerhalb der Frist gemäß Abs. 3 für die Abhal-

tung der studiengangsbezogenen Lehrveranstaltung. Der Bewerberin/dem Bewerber ist eine 

Frist von mindestens einer Woche zur Vorbereitung einzuräumen. Jedes Mitglied des Fachbe-

reichsrats und der Habilitationskommission sowie jede Professorin/jeder Professor des Fach-

bereichs hat das Recht, an der studiengangsbezogenen Lehrveranstaltung teilzunehmen. 

(3) In derselben Sitzung setzt die Dekanin/der Dekan den Termin für den Vortrag mit Kolloquium 

fest. Der Bewerberin/dem Bewerber ist eine Frist von mindestens vier Wochen zur Vorbereitung 

einzuräumen. Die Frist kann mit Zustimmung der Bewerberin/des Bewerbers verkürzt werden. 

Der Vortrag soll in der Regel die Dauer von 30 Minuten nicht überschreiten. 
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(4) An den wissenschaftlichen Vortrag schließt sich das Kolloquium an. Die Mitglieder des Fach-

bereichsrats und der Habilitationskommission, die Professorinnen/Professoren des Fachbe-

reichs, jedes habilitierte Mitglied des Fachbereichs sowie entpflichtete und in den Ruhestand 

versetzte Professorinnen und Professoren des Fachbereichs können sich an dem Kolloquium 

beteiligen. Die Dekanin/der Dekan leitet das Kolloquium, das 60 Minuten in der Regel nicht 

überschreiten sollte. 

(5) Vortrag und Kolloquium finden in nichtöffentlicher Sitzung des Fachbereichsrats statt. Auf An-

trag der Habilitandin/des Habilitanden können Vortrag und Kolloquium in universitätsöffent-

licher Sitzung stattfinden. Die anschließende Sitzung der Habilitationskommission sowie die 

Beratung und Abstimmung des Fachbereichsrates sind nicht öffentlich. 

(6) Im Anschluss an Vortrag und Kolloquium findet eine Sitzung der Habilitationskommission 

statt. Die Habilitationskommission gibt eine Empfehlung für die Entscheidung des Fachbe-

reichsrates ab. 

(7) Im Anschluss an Vortrag und Kolloquium und Sitzung der Habilitationskommission entschei-

den die stimmberechtigten Mitglieder des Fachbereichsrats, ob Vortrag und Kolloquium den 

Anforderungen des § 4 Abs. 5 und 6 genügten. Danach entscheiden sie aufgrund der Berichte 

gemäß Abs. 1, ob eine durchgeführte studiengangsbezogene Lehrveranstaltung den Anforde-

rungen des § 4 Abs. 4 genügte.  

Die Abstimmungen über diese Leistungen sind offen, ablehnende Stimmen müssen mündlich 

begründet werden.  

(8) Genügte eine der Leistungen den Anforderungen nicht, darf die betreffende Leistung einmal 

wiederholt werden, und zwar frühestens 6 Monate und spätestens vor Ablauf von 24 Monaten 

nach dieser Fachbereichsratsentscheidung. Die Wiederholung muss die Bewerberin/der Be-

werber spätestens innerhalb von 18 Monaten nach der ablehnenden Fachbereichsratsent-

scheidung schriftlich beantragen. Sind Vortrag und Kolloquium zu wiederholen, so hat die Be-

werberin/der Bewerber dem Antrag drei Themen für den wissenschaftlichen Vortrag vor dem 

Fachbereichsrat beizufügen, wobei das Thema des bereits gehaltenen wissenschaftlichen Vor-

trags nicht erneut vorgeschlagen werden darf. Ist die studiengangsbezogene Lehrveranstal-

tung zu wiederholen, so hat die Bewerberin/der Bewerber dem Antrag das Thema für die Ab-

haltung der studiengangsbezogenen Lehrveranstaltung beizufügen, wobei das Thema der be-

reits abgehaltenen studiengangsbezogenen Lehrveranstaltung nicht erneut vorgeschlagen 

werden darf. Das weitere Verfahren richtet sich nach den Absätzen 1 bis 6 sowie Abs. 7 S. 1 

bis 3. Versäumt die Bewerberin/der Bewerber die Frist, verzichtet sie/er auf die Wiederholung 

oder genügt ihre/seine Leistung wieder nicht den Anforderungen, so ist das Habilitationsver-

fahren gescheitert. 

  

 

§ 13 

Habilitation 

 

(1) Im Anschluss an die Abstimmung gemäß § 12 Abs. 7 stellt der Fachbereichsrat in nichtöffent-

licher Sitzung die Lehrbefähigung und deren Umfang fest und entscheidet über die Verleihung 

der entsprechenden Lehrbefugnis. 
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(2) Die Erteilung einer gegenüber dem ursprünglichen Antrag der Bewerberin/des Bewerbers ein-

geschränkten Lehrbefugnis ist nur zulässig, wenn die Bewerberin/der Bewerber ihren/seinen 

Antrag entsprechend ändert. 

(3) Die Dekanin/der Dekan des Fachbereichs gibt der Bewerberin/dem Bewerber Entscheidungen 

des Fachbereichs im Sinne von § 12 Abs. 7 sowie § 13 Abs. 1 bekannt. Über belastende Ent-

scheidungen ist der Bewerberin/dem Bewerber unverzüglich ein mit einer Begründung und 

einer Rechtsbehelfsbelehrung versehener Bescheid zu erteilen; § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. 

Auf Antrag gibt die Dekanin/der Dekan der Bewerberin/dem Bewerber nach gescheitertem Ha-

bilitationsverfahren Auskunft über den Verlauf der Beratung gemäß § 12 Abs. 7. Der Antrag ist 

innerhalb von vier Wochen nach dem Zugang des Ablehnungsbescheids zu stellen. 

(4) Nach Abschluss des Verfahrens wird der Bewerberin/dem Bewerber auf Antrag Einsicht in die 

Verfahrensakten, insbesondere die Gutachten gewährt. 

(5) Über den erfolgreichen Abschluss des Verfahrens wird eine Urkunde ausgestellt. Die Urkunde 

enthält insbesondere das Thema der Habilitationsschrift und die Bezeichnung des Fachge-

biets, für das die Lehrbefähigung festgestellt und die Lehrbefugnis erteilt worden ist. Weiterhin 

sind die Bezeichnung des Fachbereichs und das Datum des Tages der Beschlussfassung nach 

Abs. 1 aufzunehmen. Die Urkunde wird von der Dekanin/dem Dekan unterzeichnet und mit 

dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

(6) Mit der Erteilung der Lehrbefugnis ist die/der Habilitierte berechtigt, die Bezeichnung „Privat-

dozentin“/ „Privatdozent“ zu führen. Ein Dienstverhältnis wird damit nicht begründet. 

(7) Die Dekanin/der Dekan unterrichtet die Rektorin/den Rektor der Westfälischen Wilhelms-Uni-

versität über den Vollzug der Habilitation. 

 

 

§ 14 

Veröffentlichung 

 

Die Habilitationsschrift oder zumindest deren wesentliche Teile sind von der/dem Habilitierten zu 

veröffentlichen. Dabei sollen die Korrekturen und Anregungen der Gutachterinnen/Gutachter und der 

schriftlichen Voten in gebührender Form berücksichtigt werden. Die Veröffentlichung soll innerhalb 

von drei Jahren nach der Feststellung der Lehrbefähigung erfolgen. Der habilitierende Fachbereich 

und die Universitätsbibliothek haben Anspruch auf je ein Belegexemplar (des Ganzen bzw. seiner 

Teile). Wenn fünf Jahre nach der Habilitation noch kein Belegexemplar der Veröffentlichung beim 

Fachbereich eingegangen ist, kann die Dekanin/der Dekan von der zur Habilitation vorgelegten Fas-

sung auf Anfrage von Interessierten Kopien zur Verfügung stellen. 

 

 

§ 15 

Antrittsvorlesung 

 

Spätestens sechs Monate nach der Verleihung der Lehrbefugnis soll sich die/der Habilitierte der 

Hochschulöffentlichkeit durch eine Antrittsvorlesung, zu der die Dekanin/der Dekan einlädt, vorstel-

len. 

4149



 

 

§ 16 

Rechte und Pflichten der Privatdozentin/des Privatdozenten 

 

Zu den Rechten und Pflichten der Privatdozentin/des Privatdozenten gehören insbesondere  

1. die angemessene Vertretung des Fachgebietes in Forschung und Lehre,  

2. die regelmäßige Durchführung von Lehrveranstaltungen im Umfang von wenigstens zwei Se-

mesterwochenstunden pro Studienjahr an der Westfälischen Wilhelms-Universität.  

Die Dekanin/Der Dekan kann in begründeten Fällen, z. B. bei vergleichbarer auswärtiger Lehrtätigkeit, 

auf Antrag einen befristeten Dispens von der Lehrverpflichtung gewähren.  

 

 

§ 17 

Umhabilitation 

 

(1) Im Verfahren der Umhabilitation entscheidet der Fachbereichsrat darüber, ob einer Bewerbe-

rin/einem Bewerber die venia legendi, die zu einem früheren Zeitpunkt bereits durch einen 

anderen Fachbereich der Westfälischen Wilhelms-Universität oder an einer anderen wissen-

schaftlichen Hochschule des deutschen Sprachraums erteilt worden ist, für ein Fachgebiet am 

Fachbereichs 09 der Westfälischen Wilhelms-Universität erteilt werden soll. 

(2) Die Umhabilitation setzt in der Regel voraus, dass die Bewerberin/der Bewerber nach der Ha-

bilitation ihre/seine Fähigkeit, ein wissenschaftliches Fach in Forschung und Lehre zu vertre-

ten, unter Beweis gestellt hat. Die Vorlage einer neuen Habilitationsschrift kann nicht verlangt 

werden. Der Fachbereichsrat entscheidet darüber, ob und gegebenenfalls welche mündlichen 

Habilitationsleistungen die Bewerberin/der Bewerber noch zu erbringen hat. 

(3) Hinsichtlich der Zulassung und der Eröffnung des Verfahrens gelten die Bestimmungen der §§ 

2, 3 und 6 entsprechend. Die Urkunde über die vollzogene Habilitation und gegebenenfalls 

über die Verleihung der venia legendi ist vorzulegen. 

(4) Die Umhabilitation kann nur für dieselbe Lehrbefähigung beantragt werden, die die Bewerbe-

rin/der Bewerber an der anderen Hochschule bzw. dem anderen Fachbereich bereits nachge-

wiesen hat. § 18 bleibt unberührt. 

(5) Zur Vorbereitung der Entscheidung kann der Fachbereich eine Kommission bilden. Die Kom-

mission kann auswärtige Gutachten einholen oder sich auf die für die vorangegangene Habili-

tation erstellten Gutachten stützen. 

(6) Die stimmberechtigten Mitglieder des Fachbereichsrats entscheiden in einer Sitzung des Fach-

bereichsrats über den Antrag auf Umhabilitation. Sie können in begründeten Fällen mit Einver-

ständnis der Bewerberin/des Bewerbers eine Modifizierung oder Einschränkung der bisheri-

gen venia legendi beschließen. 
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§ 18 

Erweiterung der Lehrbefugnis 

 

(1) Die/Der Habilitierte kann an die Dekanin/den Dekan einen Antrag auf Erweiterung der Lehrbe-

fugnis stellen. Als Nachweis sind dem Antrag entsprechende Veröffentlichungen beizufügen. 

Der Antrag kann zusammen mit einem Antrag auf Umhabilitation gestellt werden. 

(2) Für das Verfahren zur Erweiterung der Lehrbefugnis gelten die Regelungen der §§ 1 bis 15 ent-

sprechend. Der Fachbereichsrat kann beschließen, auf Teile der Habilitationsleistungen ganz 

oder teilweise zu verzichten. In diesem Fall muss sich aus den Veröffentlichungen ergeben, 

dass die/der Habilitierte das Fach, für das sie/er die erweiterte Lehrbefugnis beantragt, in der 

Forschung selbständig vertreten kann. 

 

§ 19 

Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Lehrbefugnis  

 

(1) Die Lehrbefugnis erlischt  

- durch schriftlich erklärten Verzicht;  

- mit Berufung an eine andere wissenschaftliche Hochschule;  

- mit der Umhabilitation an einen anderen Fachbereich oder eine andere wissenschaftli-

che Hochschule;  

- mit der Rechtskraft eines disziplinargerichtlichen Urteils, das zur Entlassung oder Ent-

fernung einer/eines beamteten Privatdozentin/Privatdozenten aus dem Dienst führt.  

(2) Die Lehrbefugnis kann widerrufen werden,  

1. wenn derjenige akademische Grad nicht mehr geführt werden darf, der Voraussetzung 

für die Zulassung zum Habilitationsverfahren war;  

2. wenn der Privatdozentin/dem Privatdozenten nach Erteilung der Lehrbefugnis die Fähig-

keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt wurde oder sie/er durch rechtskräfti-

ges Urteil eines deutschen Gerichts wegen eines Verbrechens (§ 12 Abs. 1 StGB) zu einer 

Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber verurteilt worden ist;  

3. wenn die Privatdozentin/der Privatdozent durch ihr/sein Verhalten das Ansehen des Fa-

ches, für das seine Lehrbefugnis besteht, gröblich verletzt hat, insbesondere, wenn er 

rechtskräftig wegen einer Straftat verurteilt wurde, bei deren Begehung sie/er ihre/seine 

wissenschaftliche Qualifikation missbraucht hat;  

4. wenn die/der Habilitierte ohne wichtigen Grund zwei Jahre keine Lehrtätigkeit ausgeübt 

hat, es sei denn, dass sie/er das 65. Lebensjahr vollendet hat.  

(3) Die Lehrbefugnis ist zurückzunehmen, wenn die Habilitation durch Täuschung erlangt wurde. 

Sie kann zurückgenommen werden, wenn sie durch Angaben, die in wesentlichen Teilen un-

vollständig waren, erlangt wurde. 

(4) Die Feststellung bzw. Entscheidung nach Abs. 1 bis 3 trifft der Fachbereichsrat. Der/Dem Be-

troffenen ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
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(5) Widerruf und Rücknahme sind zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen 

und der/dem Betroffenen bekannt zu geben; § 6 Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(6) Nach dem Verlust der Lehrbefugnis darf die Bezeichnung "Privatdozentin"/"Privatdozent" 

nicht mehr geführt werden. 

 

 

§ 20 

Übergangsbestimmungen 

 

Habilitationsverfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung bereits eröffnet waren, 

werden nach Maßgabe derjenigen Ordnung durchgeführt, die im Zeitpunkt der Eröffnung des Verfah-

rens galt. Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin/des Bewerbers werden bereits eröffnete Verfahren 

nach den Bestimmungen dieser Ordnung fortgesetzt. 

 

§ 21 

Inkrafttreten 

 

Die Habilitationsordnung des Fachbereichs 09 - Philologie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 

in Kraft. Gleichzeitig tritt die Habilitationsordnung des Fachbereichs 09 - Philologie vom 25.07.2018 

außer Kraft. 

 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Philologie der West-

fälischen Wilhelms-Universität vom 25.07.2020. Die vorstehende Ordnung wird hiermit verkündet. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Lan-

des Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Form-

vorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf ei-

nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher bean-

standet 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeaus-

schlusses nicht hingewiesen worden. 

 

Münster, den 10. Dezember 2020     Der Rektor 

   

        Prof. Dr. Johannes W e s s e l s 
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